
AUS DEM HAUPTAUSSCHUSS 

Forschungspolitische Grundsatzdebatte 
im Hauptausschuß des Bundesinstituts ilir 
Berufsbildung 

Über die künftige Forschungstätig
keit des Bundesinstituts hat der 
Hauptausschuß in seiner Sitzung 
2/ 89 am 11. I 12. Mai 1989 in Berlin 
im Zusammenhang mit dem Arbeits
programm 1989 eine forschungspo
litische Grundsatzdebatte geführt. 
Ausgangspunkt der Diskussion wa
ren die im Institut entwickelten 
.,Forschungsschwerpunkte".*) Sie 
umreißen die wesentlichen Pro
blemfelder der beruflichen Bil
dung und stellen zugleich ein wich
tiges Planungsinstrument und ei
nen Orientierungsrahmen zur Be
rufsbildungsforschung im Bundes
institut dar. 

Die Diskussion war geprägt von 
grundsätzlicher Zustimmung zu 
der Forschungstätigkeit des Bun
desinstituts sowie von konkreter 
Kritik und Vorschlägen für einzelne 
Forschungsprojekte. 

e Die Debatte wurde von Vertre
tern der Arbeitnehmerseite er
öffnet, die ihre grundsätzliche 
Anerkennung über das vom In
stitut vorgelegte Arbeitspro
gramm und die geleistete Ar
beit zur Verbesserung des Infor
mationsstandes zum Ausdruck 
brachten. Bildungspolitisch ver
wiesen die Arbeitnehmer auf 
die aus ihrer Sicht drängenden 
Probleme der beruflichen Bil
dung und stellten eine Reihe von 
Vorschlägen zur Forschungsar
beit zur Diskussion, die einer
seits dem Institut gegenüber die 
Überlegungen aus gewerk
schaftlicher Sicht verdeutlichen 
und andererseits die gewerk
schaftliche Position im Haupt
ausschuß markieren sollen. 

Danach ergäben sich aus den 
gesellschaftlichen, wirtschaftli
chen und technischen Entwick
lungstendenzen und Problemen 
eine Reihe von Forschungsfel-

*) Bundesinstitut für Berufsbildung (Hrsg.): For
schungsschwerpunkte des Bundesinstituts für 
Berufsbildung, Sonderveröffentlichung, Ber lin 
und Bonn 1989. 
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dem, die im einzelnen For
schungsarbeiten zur Struktur, 
zur Ordnung und zur Durchfüh
rung der Berufsbildung erfor
derlich machen würden. Eine 
dabei notwendige Prioritäten
setzung müsse aus gewerk
schaftlicher Sicht vor allem fol
gende Themen berücksich
tigen: 
l. Dienstleistungsbereich 
2. Evaluierung der Umsetzung 

der neu geordneten indu
striellen Metall- und Elektro
berufe 

3. Qualifikationsbedarf und 
Qualifikation im Umweltschutz 

4. Integration und Reintegration 
in das Erwerbsleben 

5. Wirksamkeit von Maßnahmen 
und Instrumenten zur Gestal
tung beruflicher Bildung 

6. Auswirkungen der Öffnung 
des Europäischen Binnen
marktes auf das Berufsbil
dungssystem in der Bundes
republik Deutschland. 

Die Gruppe der Beauftragten der 
Arbeitnehmer hat Vorschläge für 
die Forschungsarbeit in den näch
sten 5 Jahren für das Bundesinstitut 
in einer l9seitigen Vorlage zu Pro
tokoll gegeben. 

e In der Stellungnahme der Ar
beitgeberseite wurde darauf 
verwiesen, daß das Institut aus 
diesen Erfahrungen gelernt ha
be. Dies zeige die Vorlage des 
Arbeitsprogramms. Eine Stel
lungnahme des Hauptausschus
ses zu den vom Institut vorgeleg
ten Forschungsschwerpunkten 
in Form eines von allen vier Bän
ken getragenen Konsenses sei 
aus der Sicht der Arbeitgeber
seite nicht erforderlich und 
auch nicht sinnvoll, da die For
mulierung jeweils eigener Maß
stäbe - an diese Schwerpunkte 
- mehr Klarheit verspräche. 
Danach sei die Formulierung 
der Schwerpunkte nicht so ge
lungen, wie sie - nach Auffas
sung der Arbeitgeber - hätte 

gelingen können. Als wichtige 
Kriterien für die Formulierung 
sollten gelten: 
- Die Forschungsschwerpunk

te sollten so beschrieben 
werden, daß die Inhalte der 
Forschungsprojekte in den 
Schwerpunkten wiederer
kennbar se ien. 

-Die Forschungsschwerpunk
te sollten so formuliert wer
den, daß s1e zusätzliche 
Transparenz böten, insbeson
dere sollten die daraus abzu
leitenden Konsequenzen er
kennbar werden und die bil
dungspolitischen Prioritäten 
hervorgehoben werden. 

Im Hinblick auf die inhaltliche 
Aufgabenbestimmung befür
wortete die Arbeitgeberseite 
eine intensivere Auseinander
setzung - und gegebenenfalls 
auch Forschungstätigkeit - mit 
den Fragen, die sich aus der 
Veränderung der Nachwuchssi
tuation, aus der Realisierung 
des europäischen Binnenmark
tes und der Öffnung Ost-Euro
pas ergeben. 

Vor dem Hintergrund der abge
schlossenen Evaluierung des 
Bundesinstituts wurde von der 
Arbeitgeberseite hervorgeho
ben, daß die Erfolgskontrolle 
der Forschungsarbeit und dar
über hinaus der Arbeit des Bun
desinstituts insgesamt sich 
durch die notwendige Bewäh
rung in der Praxis vollziehe. Die 
Arbeit des Instituts habe zur Sta
bilisierung des dualen Systems 
und der beruflichen Bildung ins
gesamt beigetragen. Künftig 
müsse verstärkt daran gearbei
tet werden, wie die Ergebnisse 
der betrieblichen Praxis besser 
zur Kenntnis gebracht und wie 
sie wirkungsvoller umgesetzt 
werden könnten. 

e Auf die gewachsene Bedeutung 
der Berufsbildungsforschung 
verwiesen die Vertreter der Län
der in ihrer Stellungnahme. Zu
gleich wurde betont, daß sich 
die Länder künftig bei der 
Schwerpunktsetzung der Be
rufsbildungsforschung stärker 

BWP 5/ 89 



mit ihren regionalen Interessen 
einbringen wollten. Bei den vor
gelegten Forschungsschwer
punkten sei eine Ergänzung 
bzw. Vertiefung folgender The
men wünschenswert: 
l. Das duale System und seine 

Weiterentwicklung 
2. Die Rolle der Berufsschulen 

in der Weiterbildung 
3. Regionale Folgerungen für 

die Berufsbildungspolitik auf
grund des gemeinsamen EG
Binnenmar ktes 

4. Qualifizierung von Langzeit
arbeitslosen und anderen 
Zielgruppen des Arbeitsmark
tes 

5. Nachqualifizierung von Ange
lernten und Ungelernten 

6. Fragen der Verbesserung 
der Weiterbildungsmotivation 

7. Ausbau der frauenspezifi
schen beruflichen Forschung. 

Darüber hinaus seien aus Sicht 
der Länder einige organisatori
sche Verbesserungen möglich; 
so sollten bei der Präsentation 
der Forschungsergebnisse all
gemeinverständliche und für 
Berufspraktiker verwertbare 
Darstellungsformen entwickelt 
werden. Und bei regional orien
tierten Untersuchungen sei eine 
Verbesserung des Datenaustau
sches zwischen dem Bundesin
stitut und den Ländern wün
schenswert. 

e Generalsekretär und Stellvertre
tender Generalsekretär verwie
sen ihrerseits auf den konstrukti
ven Charakter der Stellungnah
men und sprachen ihren Dank 
für die hilfreiche Kritik aus. Es 
wurde eingeräumt, daß be
stimmte Forschungsfelder bis
lang vom Bundesinstitut nicht 
entsprechend bearbeitet wor
den seien - aber aufgrund des 
Fehlens eines klaren Auftrags 
auch nicht aufgegriffen werden 
konnten, wie dies etwa bei der 
vergleichenden internationalen 
Berufsbildungsforschung, ms
besondere im Hinblick auf den 
Europäischen Binnenmarkt, der 
Fall sei. Hier stelle sich die Fra
ge, ob ein klarer gesetzlicher 
Auftrag wünschenswert sei. 

BWP 5/89 

THEMA BERUFSBILDUNG 

Es wurde aber auch darauf hin
gewiesen, daß andere For
schungsfelder - wie beispiels
weise Fragen zur Gleichwertig
keit beruflicher und allgemei
ner Bildung - nicht weiter for
schungsmäßig bearbeitet wer
den müßten, hier käme es viel
mehr darauf an, die vom Institut 
vorgelegten Forschungsergeb
nisse bildungspolitisch umzu
setzen. 

Weitere Vorschläge, die zur For
schungstätigkeit des Bundesin
stituts in die Debatte einge
bracht wurden, wie z. B. die For
derung nach der Intensivierung 
des integrativen Ansatzes, der 
Verbesserung der Erfolgskon
trolle, der stärkeren Einbezie
hung externen Sachverstands 
oder des verstärkten Datenaus-

tausches werde man sorgfältig 
prüfen und bei der Forschungs
arbeit berücksichtigen. 

Abschließend wurde der Nut
zen einer solchen forschungspo
litischen Grundsatzdebatte für 
die Arbeit des Bundesinstituts 
hervorgehoben. Die Debatte ha
be deutlich gemacht, daß gera
de aus der Unterschiedlichkeit 
der Standpunkte nützliche Anre
gungen für die Forschungsar
beit erwuchsen. Die Vergehens
weise der Arbeitnehmerseite, 
ihre Stellungnahme schriftlich 
vorzulegen, sei hilfreich. Ent
sprechende Unterlagen der an
deren Bänke seien ebenfalls 
sehr willkommen. 

Berichterstatter: Henning Bau 
Berichterstatterin: Susanne Sabat 

Entwicklung der Inanspruchnahme von 
Maßnahmen der beruflichen Weiterbildung nach 
Arbeitsförderungsgesetz von 1987-1988 1

) 

Die "Konsolidierung aufhohem Niveau", die die Bundesanstalt für Arbeit Mitte 1988 bei 
den Maßnahmen der Fortbildung und Umschulung eingeleitet hat, haben zu einem deut
lichen Rückgang der Eintritte in Weiterbildungsmaßnahmen geführt. Dieser Rückgang 
war bei einzelnen Personengruppen und in verschiedenen Gruppen von Arbeitsamts
bezirken unterschiedlich stark ausgeprägt. 

Eine Auswertung der Entwicklung 
der Eintritte in Maßnahmen derbe
ruflichen Weiterbildung nach 
Arbeitsförderungsgesetz2) zeigt, 
daß von 1987 bis 1988 die Eintritte 
von zuvor Arbeitslosen in Weiter
bildungsmaßnahmen weitaus stär
ker abgenommen haben als die 
der übrigen Erwerbspersonen. In 
einzelnen Regionen mit überdurch
schnittlicher Arbeitslosigkeit und 
ohnehin schon geringerer Weiter
bildungsbeteiligung wie im Ruhr
gebiet, im Saarland oder im bayeri
schen Grenzland war die Zahl der 
Eintritte Arbeitsloser in Weiterbil
dungsmaßnahmen noch stärker 
rückläufig. 

Obwohl diese Auswirkungen kei
neswegs beabsichtigt waren und 

1988 mit 5,909 Mrd. DM rd. 300 Mio. 
DM mehr an Förderungsleistungen 
gewährt wurden als 1987 (5,615 
Mrd. DM), waren sie zunächst nicht 
zu vermeiden. Die 1988 zur Verfü
gung stehenden Mittel waren 
durch den hohen Teilnehmerbe
stand Ende 1987 zum großen Teil 
bereits gebunden. Weitere Steige
rungsraten konnten in einer sol
chen Übergangsphase nur durch 
entsprechende Reduzierung der 
Neueintritte in Weiterbildung ver
mieden werden. Da die Arbeitsäm
ter wegen des Rechtsanspruches 
auf Förderleistungen bei Eintritten 
in freie Maßnahmen nur geringen 
oder fast gar keinen Einfluß neh
men konnten, verringerten sie die 
für die Vergabe von Auftragsmaß
nahmen noch zur Verfügung ste-
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